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Außerordentliche Wirtschaftshilfe – Novemberhilfe und Dezemberhilfe 

 

Um den von den temporären Schließungen erfassten Unternehmen, Betrieben, Selbständigen, 
Vereinen und Einrichtungen durch die Krise zu helfen, hat der Bund die Novemberhilfe 
aufgelegt. Sie kann seit Mittwoch, 25. November 2020 beantragt werden. 

Diese Hilfe wird nun aufgrund der Verlängerung der Schließungen im Rahmen der Vorgaben 
des EU-Beihilferechts verlängert: die „Dezemberhilfe“.  

Zielgruppe und antragsberechtigte Unternehmen 

Die Novemberhilfe (bzw. nunmehr auch die Dezemberhilfe) des Bundes richtet sich an 
Unternehmen, Betriebe, Selbstständige, Vereine und Einrichtungen (im Folgenden der 
Einfachheit halber „Unternehmen“ genannt), die von den temporären Schließungen direkt, 
indirekt oder mittelbar betroffen sind. 

Antragsberechtigt sind zum einen solche Unternehmen, die aufgrund der Beschlüsse des 
Bundes und der Länder vom 28. Oktober 2020 bzw. vom 25. November 2020 ihren 
Geschäftsbetrieb einstellen mussten, und somit direkt betroffen sind. Auch 
Beherbergungsbetriebe und Veranstaltungsstätten werden als direkt betroffene Unternehmen 
angesehen. Damit ist sichergestellt, dass z. B. auch Pensionen, Jugendherbergen und Konzert-
hallen im Rahmen der geltenden Bestimmungen die Novemberhilfe bzw. Dezemberhilfe 
erhalten.  

Ebenso können indirekt stark betroffene Unternehmen die Hilfe erhalten. Unternehmen, 
die zwar nicht direkt von einer staatlichen Schließungsanordnung betroffen, aber faktisch durch 
die Beschlüsse des Bundes und der Länder dennoch an der Ausübung ihres Geschäfts gehindert 
sind, sind auch antragsberechtigt. Als indirekt betroffen zählen Unternehmen, die nachweislich 
und regelmäßig 80 Prozent ihrer Umsätze mit direkt von den Schließungsmaßnahmen 
betroffenen Unternehmen erzielen, zum Beispiel eine Wäscherei, die vorwiegend für Hotels 
arbeitet, die von der Schließungsanordnung direkt betroffen sind. 

Auch mittelbar (nur über Dritte) betroffene Unternehmen sind antragsberechtigt, wenn 
sie regelmäßig 80 Prozent ihrer Umsätze durch Lieferung und Leistungen im Auftrag von 
Unternehmen, die direkt von den Maßnahmen betroffen sind, über Dritte erzielen. Dritte 
können zum Beispiel Veranstaltungsagenturen sein. Damit helfen wir Unternehmen, die 
aufgrund der Schließung ihre Geschäftsgrundlage verlieren, aber keine direkte Vertragsbe-
ziehung mit einem Unternehmen haben, das unmittelbar von den Schließungsanordnungen 
betroffen ist. Das hilft zum Beispiel vielen Betroffenen aus der Kultur- und Veranstaltungs-
wirtschaft wie Tontechniker*innen, Bühnenbauer*innen und Beleuchter*innen. Diese 
mittelbar Betroffenen müssen zweifelsfrei nachweisen, dass sie wegen der Schließungs-
verordnungen vom 28. Oktober 2020 und 25. November 2020 einen Umsatzeinbruch von mehr 
als 80 Prozent im Vergleich zum Vorjahr erleiden. 

Beispiel: Ein Caterer beliefert über eine Veranstaltungsagentur eine Messe. Die Messe ist 
als direkt betroffenes Unternehmen geschlossen, die Veranstaltungsagentur gilt als 
indirekt betroffenes Unternehmen, wenn sie 80 Prozent ihres Umsatzes mit der Messe und 
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anderen direkt betroffenen Unternehmen macht. Obwohl weder der Caterer selbst, noch 
die Veranstaltungsagentur, als sein Vertragspartner, direkt von der Schließung betroffen 
ist, soll auch der Caterer als mittelbar indirekt betroffenes Unternehmen die Hilfe erhalten.  

Für weiterführende Informationen, wer die Novemberhilfe bzw. Dezemberhilfe beantragen 
kann, sind detaillierte Informationen unter www.novemberhilfe.de/faq verfügbar. 

Verbundene Unternehmen – also Unternehmen mit mehreren Tochterunternehmen oder 
Betriebstätten – sind dann antragsberechtigt, wenn mehr als 80 Prozent des verbundweiten 
Gesamtumsatzes auf direkt, indirekt oder mittelbar betroffene Verbundunternehmen entfällt. 
Erstattet werden bis zu 75 Prozent des Umsatzes der betroffenen Verbundunternehmen.  

Beispiel: Eine Holdinggesellschaft, die sowohl Restaurants (geschlossen) als auch 
Einzelhandelsunternehmen (weiter geöffnet) hält, erhält die Hilfe, wenn die Restaurants zu 
mehr als 80 Prozent des Umsatzes der Holdinggesellschaft beitragen. 

Sowohl indirekt Betroffene als auch Verbundunternehmen erhalten die volle Hilfe (also bis zu 
75 Prozent des Umsatzes), auch wenn sie nur zu 80 Prozent betroffen sind. Gleiches gilt für 
sogenannte „Mischbetriebe“, die mehrere wirtschaftliche Aktivitäten in einem Unternehmen 
verbinden (z. B. Café (geschlossen) und Versandhandel für Kaffee (offen)). 

Für alle weiteren Unternehmen wird die Überbrückungshilfe III zur Verfügung stehen, die bei 
einem Umsatzeinbruch von mehr als 40 Prozent im November bzw. Dezember eine anteilige 
Erstattung bestimmter Fixkosten bis zu einer Höhe von 200.000 Euro pro Monat ermöglicht. 

Höhe der Kostenpauschale und Volumen des Programms 

Damit den betroffenen Unternehmen einfach und unbürokratisch geholfen werden kann, 
wird die Hilfe als einmalige Kostenpauschale ausbezahlt. Konkret werden mit der 
November- und der Dezemberhilfe Zuschüsse von bis zu 75 Prozent des Umsatzes aus 
November bzw. Dezember 2019 anteilig für die Anzahl an Tagen der Schließung im November 
bzw. Dezember 2020 gewährt.  

Für die Dezemberhilfe wird im Rahmen der beihilferechtlichen Vorgaben der Europäischen 
Union ebenfalls ein Zuschuss von bis zu 75 Prozent des Vorjahreszeitraums gewährt. Da einige 
Unternehmen nach November aufgrund der Dauer der Einschränkungen vermutlich die aktuell 
nach EU-Beihilferecht mögliche Höchstsumme für unkomplizierte staatliche Hilfen von einer 
Millionen Euro während der Corona-Krise bereits erreicht haben dürften, wird die 
Bundesregierung dazu das Gespräch mit der Europäischen Kommission aufnehmen. Diese 
beihilferechtlichen Fragen werden vom Bund unverzüglich geklärt. 

Für die Hilfen wendet der Bund hohe Milliardenbeträge auf. Allein für die Novemberhilfe wird 
mit Kosten von ca. 15 Milliarden Euro kalkuliert – für die Dezemberhilfe werden Ausgaben in 
Höhe von ca. 4,5 Milliarden Euro pro Woche der Förderung geschätzt. 

 

Besondere Bedingungen für Soloselbständige und junge Unternehmen 

Soloselbständige haben ein Wahlrecht: sie können alternativ zum Umsatz im November bzw. 
Dezember 2019 den durchschnittlichen Monatsumsatz im Jahr 2019 zugrunde legen. Damit 
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helfen wir auch Soloselbständigen, die im November bzw. Dezember 2019 keinen Umsatz 
hatten. Bei antragsberechtigten Unternehmen, die erst nach dem 31. Oktober 2019 gegründet 
wurden, kann als Vergleichsumsatz der Umsatz im Oktober 2020 oder der durchschnittliche 
Monatsumsatz seit Gründung gewählt werden.  

Anrechnung von anderen staatlichen Hilfen 

Andere gleichartige Leistungen, wie z. B. die Überbrückungshilfe oder das Kurzarbeiter-
geld werden auf die Novemberhilfe und Dezemberhilfe angerechnet. Das gilt auch für 
Corona-Hilfen der Länder mit gleichem Förderzeitraum und Förderzweck. 

Aufgrund ihrer Zweckbindung wird die außerordentliche Wirtschaftshilfe bei 
Soloselbständigen nicht auf Leistungen der Grundsicherung angerechnet. 

Anrechnung von aktuellen Umsätzen 

Unternehmen werden bei der Umstellung ihrer Geschäftsmodelle unterstützt. Viele 
Unternehmen zeigen in der Krise Ideenreichtum und Flexibilität. Zum Beispiel stellen 
Gaststätten und Restaurants auf Lieferdienste und Außerhausverkauf um. Diese Mühe soll sich 
auszahlen. Deshalb sollen Unternehmen die Umsätze, die sie trotz Schließungsanordnung im 
November und Dezember erzielen, möglichst behalten.  

Grundsätzlich gilt, dass Umsätze, die im November bzw. Dezember 2020 trotz der Schließung 
gemacht werden, bis zu einer Höhe von 25 Prozent des Vergleichsumsatzes im November bzw. 
Dezember 2019 nicht angerechnet werden. Um eine Überförderung von mehr als 100 Prozent 
des Vergleichsumsatzes zu vermeiden, erfolgt bei darüberhinausgehenden Umsätzen eine 
entsprechende Anrechnung.  

Für Gastronomiebetriebe (Restaurants, aber auch Bäckereien und Konditoreien mit 
Cafébetrieb) gilt eine Sonderregelung, wenn sie Speisen im Außerhausverkauf anbieten. Hier 
wird die Umsatzerstattung auf 75 Prozent derjenigen Umsätze im Vergleichszeitraum 2019 
begrenzt, die damals dem vollen Mehrwertsteuersatz unterlagen, also die im Restaurant 
verzehrten Speisen und entsprechenden Getränke. Damit werden die Umsätze des 
Außerhausverkaufs – für die der ermäßigte Mehrwertsteuersatz gilt – herausgerechnet. Im 
Gegenzug werden diese Umsätze des Außerhausverkaufs während der Schließungen von der 
Umsatzanrechnung ausgenommen. Damit begünstigen wir die Ausweitung dieses Geschäfts. 

Beispiel: Eine Pizzeria hatte im November 2019 8.000 Euro Umsatz durch Verzehr im 
Restaurant und 2.000 Euro durch Außerhausverkauf. Sie erhält daher 6.000 Euro 
Novemberhilfe (75 Prozent von 8.000 Euro), d. h. zunächst etwas weniger als andere 
Branchen (75 Prozent des Vergleichsumsatzes). Dafür kann die Pizzeria im November 
2020 deutlich mehr als die allgemein zulässigen 2.500 Euro (25 Prozent von 10.000 Euro) 
an Umsatz mit Lieferdiensten erzielen, ohne dass eine Kürzung der Förderung erfolgt.  

 

Form der Antragstellung 

Die Antragstellung für die Novemberhilfe ist seit Mittwoch, 25. November, möglich und 
erfolgt elektronisch durch Steuerberaterinnen und Steuerberater, Wirtschaftsprüferinnen und 
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Wirtschaftsprüfer, vereidigten Buchprüferinnen und Buchprüfer oder Rechtsanwältinnen und 
Rechtsanwälte über die bekannte Überbrückungshilfe-Plattform (www.ueberbrueckungshilfe-
unternehmen.de). Diese Form der Beantragung soll Missbrauch vermeiden. Gleichzeitig soll 
sie aber auch möglichst einfach sein.  

Soloselbständige sind bis zu einem Förderhöchstsatz von 5.000 Euro direkt antragsberechtigt, 
also ohne die Einschaltung von prüfenden Dritten. Zur Authentifizierung nutzen sie ihr von der 
Steuererklärung bekanntes ELSTER-Zertifikat. 

Firmen können für die Novemberhilfe Abschlagszahlungen von maximal 10.000 Euro bzw. 
maximal 50 Prozent der beantragten Hilfe nach Antragstellung über die prüfenden Dritten 
erhalten. Soloselbstständige können bei Direktbeantragung bis zu 5.000 Euro als Abschlags-
zahlung erhalten. Die ersten Abschlagszahlungen wurden bereits diese Woche über die 
Bundeskasse ausgezahlt. Die Zahlung der Gesamtbeträge an Novemberhilfe erfolgt dann wie 
bei den Überbrückungshilfen über die entsprechenden Stellen der Länder. 

Für die Dezemberhilfe wird das BMWi über das Verfahren zur Antragstellung im Laufe der 
nächsten Wochen informieren. 

 

Beihilferechtliche Einordnung der Dezemberhilfe 

Das europäische Beihilferecht erlaubt im Rahmen der sog. Kleinbeihilfenregelung und De-
Minimis-Verordnung eine Förderung von derzeit insgesamt 1 Million Euro ohne weitere 
Nachweise. Daher wird für die allermeisten Unternehmen sowohl in der Novemberhilfe wie 
auch in der Dezemberhilfe der Zuschuss von bis zu 75 Prozent des Vergleichsumsatzes 
unproblematisch gezahlt werden können, wenn sie während der Corona-Krise insgesamt 
weniger als 1 Million Euro an staatlicher Hilfe erhalten.  Die Bundesregierung wird sich im 
Gespräch mit der Europäischen Kommission dafür einsetzen, dass dieser Höchstbetrag 
aufgrund der Dauer der Krise deutlich erhöht wird. 

Für Förderbeträge bis zu derzeit 4 Millionen Euro (inklusive aller beihilferelevanten staatlichen 
Unterstützungen und inklusive o. g. 1 Million Euro an Kleinbeihilfen und nach der De-Minimis-
VO) gilt im Grundsatz auch für die Dezemberhilfe die von der Europäischen Kommission 
genehmigte Bundesregelung Fixkostenhilfe. Zur etwaig nötigen Anpassung ist die Bundes-
regierung im Gespräch mit Brüssel. 

Für einen Zuschuss von über 4 Millionen Euro sind weitere Abstimmungen mit der 
Europäischen Kommission nötig, um eine gesonderte Genehmigung auf Basis der Schadens-
ausgleichsregelung des Art. 107 Abs. 2 b AEUV zu erreichen (unter Berücksichtigung aller 
schadensmindernden Einkünfte und Finanzhilfen). Für die Dezemberhilfe für die großen 
Unternehmen wird sich die Bundesregierung im Gespräch mit der Europäischen Kommission 
dafür einsetzen, dass eine entsprechende Ausgestaltung möglich wird. 


